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Thüringer Landtag
8. Wahlperiode

Thüringen vor der Windindustrie schützen – Planungs-
macht des Landes stärken und Ausbaustopp auf Bun-
desebene einleiten

I.	 Der Landtag stellt fest, dass
1.	 mit dem im Windenergieflächenbedarfsgesetz vorgeschriebenen 

und anschließend im Landesentwicklungsprogramm Thüringen 
festgeschriebenen Flächenzielen für Windenergie das Land bis 
zum 31. Dezember 2027  1,8 Prozent und bis zum 31.Dezember 
2032  2,2 Prozent seiner Landesfläche als Windvorranggebiete 
ausgewiesen haben muss;

2.	 sich derzeit in allen Planungsregionen in Thüringen Regionalplä-
ne in Aufstellung befinden, bis zu deren Beschluss die Steuerung 
des Windenergieausbaus sicherzustellen ist;

3.	 die Thüringer Raumordnungsbehörde nach § 17a des Thürin-
ger Landesplanungsgesetzes (ThürLIPG) in Verbindung mit § 12 
Abs. 2 Satz 1 des Raumordnungsgesetzes (ROG) raumbedeutsa-
me Planungen und Maßnahmen befristet untersagen kann, wenn 
sich ein Raumordnungsplan in Aufstellung befindet und die Pla-
nungen dem Ziel der Raumordnung entgegenstehen;

4.	 die Thüringer Raumordnungsbehörde davon bisher bezüglich in 
der Planungsregion Mittelthüringen beantragter Windenergiean-
lagen Gebrauch gemacht hat;

5.	 die über die bestehende Einzelfallprüfung hinausgehende, grund-
sätzliche (befristete) Untersagung von Windenergievorhaben ei-
ner bundesgesetzlichen Regelung bedarf;

6.	 durch die Ausweitung der Untersagung auf alle Windenergievor-
haben bis zum jeweiligen Vorliegen eines beschlossenen neuen 
Regionalplans in den vier Planungsregionen in Thüringen in Ver-
bindung mit Initiativen auf Bundesebene gegen den weiteren Aus-
bau der Windenergie die Natur und Menschen in Thüringen vor 
den negativen Auswirkungen der Windindustrie im Interesse des 
Landes zu schützen sind.

II.	 Die Landesregierung wird gebeten,
1.	 die bestehenden Möglichkeiten des § 17a ThürLPIG in Verbindung 

mit § 12 Abs. 2 ROG konsequent auszuschöpfen, indem das Thü-
ringer Landesplanungsgesetz so geändert wird, dass die dort fixier-
ten Überleitungsvorschriften aus Anlass des Gesetzes zur Erhö-
hung und Beschleunigung des Ausbaus von Windenergieanlagen 
in allen Planungsregionen in Thüringen angewendet werden und 
die Anwendung des Raumordnungsgesetzes zur Untersagung 
raumbedeutsamer Planungen für alle Windenergievorhaben gilt;
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2.	 eine Bundesratsinitiative für eine rechtliche Grundlage zur grund-

sätzlichen Möglichkeit der befristeten Untersagung aller Wind-
energievorhaben einzuleiten, nach der diese bis zum Inkrafttre-
ten der jeweiligen regionalplanerischen Festlegungen, längstens 
jedoch bis zum 31. Dezember 2027, grundsätzlich zurückgestellt 
werden können, wozu das Raumordnungsgesetz, das Baugesetz-
buch sowie erforderlichenfalls das Bundes-Immissionsschutzge-
setz aufeinander abgestimmt zu ändern sind;

3.	 sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass das Windener-
gieflächenbedarfsgesetz spätestens bis zum 31. Dezember 2027 
evaluiert und eine Länderöffnungsklausel bezüglich des Wind-
energieflächenbedarfsgesetzes spätestens bis zum 31. Dezem-
ber 2027 eingeführt wird;

4.	 die Länderöffnungsklausel zum Windenergieflächenbedarfsge-
setz bis zum 31. Dezember 2027 zu nutzen, um den weiteren 
Ausbau der Windenergie in Thüringen zu beenden und den Frei-
staat vor den Auswirkungen der Windindustrie auf Natur und Men-
schen zu schützen.

Begründung:

Der Ausbau der Windenergie führt zu Schäden an Boden, Flora und 
Fauna sowie der Beeinträchtigung der Lebensqualität des ländlichen 
Raums. In Thüringen müssen nach dem Windenergieflächenbedarfs-
gesetz und nach dem Landesentwicklungsprogramm bis zum 31. De-
zember 2027 insgesamt 1,8 Prozent und bis zum 31. Dezember 2032 
insgesamt 2,2 Prozent der Landesfläche für die Windenergie als Wind-
vorranggebiete ausgewiesen werden. Das entspricht 29 160 Hektar be-
ziehungsweise 35 650 Hektar.

Als Reaktion auf das Windenergieflächenbedarfsgesetz und den dar-
in vorgeschriebenen Flächenzielen für die Windenergie sowie auf die 
Unwirksamkeit des Sachlichen Teilplans Wind des Regionalplans Mit-
telthüringen wurde im Landtag im Jahr 2024 mit dem Zweiten Gesetz 
zur Änderung des Thüringer Landesplanungsgesetzes der § 17a einge-
führt, um während der Neuaufstellung der Regionalpläne eine geordnete 
Steuerung des Windenergieausbaus sicherzustellen. Damit wurde eine 
Grundlage für befristete Untersagungen raumbedeutsamer Planungen 
bei sich in Aufstellung befindlichen Regionalplänen geschaffen. Gleich-
zeitig wurden jedoch darin Ausnahmen geschaffen; diese betreffen Vor-
haben innerhalb geplanter Vorranggebiete, kommunale Flächenaus-
weisungen und Repoweringmaßnahmen. Dadurch wird wiederum die 
Steuerungswirkung abgeschwächt. Zudem ist das in Verbindung mit 
dem Thüringer Landesplanungsgesetz auftretende Raumordnungsge-
setz als Kann-Vorschrift formuliert.

Vom Instrument der befristeten Untersagung wurde seit dem Inkrafttre-
ten der genannten Änderung des wie genannt geänderten Thüringer 
Landesplanungsgesetzes durch den Landtag seitens des Landesver-
waltungsamts bisher nur bezüglich der Planungsregion Mittelthüringen 
Gebrauch gemacht (siehe Drucksachen 8/1450 und 8/4083).

Die derzeit geltenden Vorschriften ermöglichen keine allgemeine Unter-
sagung aller Windenergievorhaben. Hierfür sind zusätzlich die einschlä-
gigen Vorschriften des Raumordnungsgesetzes, des Baugesetzbuches 
sowie erforderlichenfalls des Bundes-Immissionsschutzgesetzes aufein-
ander abzustimmen. Bis zum Inkrafttreten einer solchen bundesgesetzli-
chen Regelung sind die bestehenden Möglichkeiten des § 17a ThürLPIG 
konsequent auszuschöpfen. Eine Ausweitung auf alle Windenergievor-
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haben, unabhängig davon, ob sie sich in einer derzeit als Windvorrang-
gebiet ausgewiesenen Fläche befinden oder nicht, im Zusammenhang 
mit einer Änderung des Raumordnungsgesetzes, des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes und des Baugesetzbuches würde nicht nur für eine 
Klarstellung der Anwendung sorgen, sondern auch die Gestaltungs-
macht des Landes bei der Raumplanung stärken. Diese Ausgestaltung 
des Thüringer Landesplanungsgesetzes stellt sicher, dass Regionalplä-
ne nicht durch Genehmigungen von Windenergievorhaben vor ihrem 
rechtskräftigen Beschluss durch die jeweilige Planungsgemeinschaft 
ad absurdum geführt werden.

Grundsätzlich sind die Flächenziele des Windenergieflächenbedarfsge-
setzes und der weitere Ausbau der Windenergie im Sinne des Umwelt-
schutzes und des Schutzes der Thüringer Bevölkerung abzulehnen. Die 
als Energiewende bezeichnete Transformation des Energiesektors ist in 
ihrer Ausgestaltung abzulehnen und dem weiteren Ausbau von Wind-
industrieanlagen Einhalt zu gebieten. Die Landesregierung wird daher 
auch gebeten, sich auf Bundesebene für eine spätestens zum 31. De-
zember 2027 geltende Evaluierung des Windenergieflächenbedarfs-
gesetzes und eine zu diesem Termin geltende Länderöffnungsklausel 
einzusetzen, mit dem Ziel, den weiteren Ausbau der Windindustrie in 
Thüringen zu stoppen.

Für die Fraktion:

Muhsal
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